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Weitere Themen

Aus dem Inhalt
Faktencheck Gesundheitspolitik – 
Nur wenige Tage vor der Land-
tagswahl hat die Gemeinschaft 
der Heilberufe in Thüringen den 
Gesundheitspolitikern auf den 
Zahn gefühlt. Was die Parteien 
zu sagen hatten. � S. 2

Stiftungspraxen expandieren –  
In Obermaßfeld-Grimmenthal 
wurde eine Stiftungspraxis eröff-
net. Aktuell unterhält die Stiftung 
sechs Praxen in ganz Thüringen. 
Weitere sind bereits für das kom-
mende Jahr geplant.  � S.  3

Leben für und mit Kulturgut –  
Dr. Ines Brautzsch und ihr  
Mann haben sich vor acht  
Jahren ein Schloss gekauft.  
Ihre Pforte öffnen sie auch für  
die Öffentlichkeit. Was es für  
das Ehepaar bedeutet, ein  
Kulturgut zu bewahren.  � S. 6

Erleichterungen für Ärzte aus 
Drittstaaten – Vorstandsbe-
schluss ermöglicht befristetes 
Arbeiten in Praxen. � S. 8

Ehemaliger KV-Sitz saniert – 
Die Immobilie in der Weimarer 
Bauhausstraße erstrahlt in 
neuem Glanz. Zugleich wurde die 
Geschichte des Hauses wissen-
schaftlich aufgearbeitet.� S. 2

#kvt – Die Vorstandskolumne� S. 2

Mit Zuschuss zur Niederlassung – 
Im Landkreis Sonneberg werden 
dringend HNO-Ärzte gesucht. Wer 
sich jetzt dort niederlässt, kann 
von einem Zuschuss und einer 
entbudgetierten Vergütung  
profitieren.� S. 3

Auf Lauterbachs Fährte –  
Die Vertreterversammlung der KVT 
begab sich auf berufspolitische 
Klausur nach Berlin und bekräftigt 
die Forderung nach Entbudgetie-
rung aller Fachgruppen. � S. 4

Übersicht – Beschlüsse  
der Vertreterversammlung.	 � S. 5
�
Vom Anästhesisten zum 
Hausarzt – Dr. Oliver Stahl  
begann seine Karriere in der 
Anästhesiologie. Dann entdeckte  
er die Allgemeinmedizin und über-
nahm eine Landarztpraxis 
in Südthüringen. � S. 6

Fortbildungsveranstaltungen � S. 7

Unter der Hand – Macht und 
Ohmacht statistischer 
Befunde.� S. 8
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KBV und GKV einigen sich bei Anstieg des Orientierungswertes.  
Die Verhandlungen auf Landesebene stehen noch aus.  

Ringen um die Praxen-Finanzierung

Die Finanzierungsverhand- 
lungen zwischen dem GKV- 
Spitzenverband und der KBV 
um die Mittel für die ambulan-
ten Praxen folgten in den ver-
gangenen Jahren einem wie-
derkehrenden Ritual: Die KBV 
fordert deutlich mehr Geld, das 
Angebot der GKV liegt deut-
lich darunter – mitunter sogar 
unter null. Am Ende stand ein 
Schiedsspruch zur Festlegung 
des Orientierungswertes. So 
schien es auch in diesem Jahr 
zu laufen. Doch die Verhand-
lungspartner überraschten: 
Sie einigten sich und demons-
trierten ein Bild der Geschlos-
senheit.

Um 3,85 Prozent wird der Orien-
tierungswert zur Vergütung der 
ärztlichen und psychotherapeu-
tischen Leistungen steigen. Da-
mit liegt der Orientierungswert 
im Jahr 2025 bei 12,3934 Cent. 
Zuvor hatte die KBV ein Plus von 
5,7 Prozent gefordert. Die Kran-
kenkassen waren mit einem An-
gebot von 1,6 Prozent in die Ver-
handlungen gestartet. Sowohl 
die Kassen als auch die KBV be-
tonten, wie wichtig die Einigung 
in politisch schwierigen Zeiten 
sei. Eine Botschaft, die an den 
Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach adressiert ist, 
der Kassen wie Ärzten mit kost-
spieligen Gesetzesvorhaben ins 
Säckel greifen möchte.
Bereits zuvor wurden vom Be-
wertungsausschuss die regio-
nalen Veränderungsraten der 

Morbidität und Demografie be-
schlossen. In Thüringen liegt der 
Mittelwert dieser beiden Raten 
im Vergleich mit allen KV-Berei-
chen an dritter Stelle, und zwar 
bei 0,4189. Diese Veränderungs-
raten bilden neben dem Orien-
tierungswert die Grundlage für 
die regionalen Vergütungsver-
handlungen, die derzeit noch 
laufen. Erst dann steht fest, 
mit welchem Honorar-Plus die 
Thüringer Praxen in diesem Jahr 
rechnen können.
Außerdem sollen Tarifverträge 
der Medizinischen Fachange-
stellten künftig regelhaft auf 
Basis der aktuellen Abschlüs-
se in den Honorarabschlüssen 
berücksichtigt werden, um 
Arztpraxen in der angespann-
ten Personalsituation zeitnah 
zu entlasten. Für die sonstigen 
Kosten gilt weiterhin das soge-
nannte Jahresscheibenmodell, 
bei dem für die Steigerung der 
Preise ärztlicher Leistungen 
die Kostenentwicklung vom 
vorletzten zum letzten Jahr als 
Maßstab für das kommende 
Jahr genutzt wird, also in die-
sem Falle von 2022 auf 2023.
Aus Ärzteverbänden regte sich 
nach dem Abschluss Kritik. Zu 
niedrig sei die Steigerung in 
Zeiten, da die Kosten in den 
Praxen deutlich steigen, so der 
Tenor. Die allgemeine Infla-
tionsrate (Verbraucherpreis- 
index) lag im Jahr 2023 bei 
5,6 Prozent. 
Auch KBV-Chef Dr. Andreas  
Gassen räumt ein, er sehe  

„keinen Grund zum Jubeln“. Die 
Steigerung werde von vielen 
„als unzureichend empfunden 
werden“. Die Krux: Die Grund-
lagen für die Steigerungen des 
Orientierungswertes finden 
sich im sogenannten Standard-
bewertungssystem (STABS), ei-
nem auf die spezifischen Struk-
turen der vertragsärztlichen 
Versorgung in Deutschland 
angepassten Kalkulationsmo-
dell, das wie Leitplanken für 
die Verhandlungen wirkt. Der 
Warenkorb des STABS hat eine 
abweichende Kostendynamik 
vom Warenkorb des Verbrau-
cherpreisindex. Und die Frage, 
ob auch ein steigendes kalku-
latorisches Arztgehalt beim 
Orientierungswert einzuprei-
sen ist, wird von den Verhand-
lungspartnern gegensätzlich 
beurteilt. 
Ein positiver Trend ist zumin-
dest erkennbar: In den zehn 
Jahren seit der letzten großen 
EBM-Reform mit Justierung 
des Orientierungswertes auf 
10,00 Cent je EBM-Punkt sind 
die Leistungspreise um knapp 
24  Prozent gestiegen.

Die KBV-Vertreterversammlung 
will sich im kommenden Jahr 
bei einer Klausursitzung mit der 
Frage befassen, ob die Ärzte-
seite dem Gesetzgeber vor der 
Bundestagswahl eine gerech-
tere Systematik zur Anpassung 
der Gesamtvergütungen vor-
schlagen soll.

Matthias Streit
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Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen,

Staatsmedizin oder der Arzt als 
Angestellter der Krankenkasse – 
so stellen sich aktuelle Politik 
und Kassen die Zukunft der am-
bulanten Versorgung vor. Beispiel 
gefällig? Jüngst hat der GKV-Spit-
zenverband ein Papier zu Termin-
portalen veröffentlicht. Grundlage 
für die Vorschläge ist der Entwurf 
des Digital-Agentur-Gesetzes, in 
dem vorgesehen ist, dass digitale 
Buchungen von Arztterminen wei-
terentwickelt werden sollen. Diese 
Vorlage nutzt der GKV, um beson-
dere Verpflichtungen für die Ver-
tragsärzte daraus zu entwickeln. 
Differenziert nach Fachgruppen 
sollen Niedergelassene 25 bis 75 
Prozent der Mindestsprechstun-
denzeiten an eine zentrale Ter-
minbuchungsplattform melden 
müssen, bei der Versicherte oder 
die TSS Termine buchen können. 
Selbstbestimmung ade. Den KVen 
kommt dann die – Achtung Ironie – 
ehrenvolle Aufgabe zu, die Einhal-
tung der Vorgaben zu prüfen. 

Politik beginnt mit der Betrachtung 
der Wirklichkeit, hat ein kluger Po-
litiker früher gesagt. Selbstver-
ständlich gilt dieser Grundsatz 
auch für alles, was man plant. 
Blicken wir einmal auf die aktuelle 
Lage, die das Zi-Dashboard wieder-
gibt: In den letzten zwölf Monaten 
waren in ganz Deutschland 2,7 Mil- 
lionen Termine über die TSS im An-
gebot. Davon wurden 1,3 Millionen 
nicht gebucht. Das hat gewiss mit 
regional unterschiedlichen Bedar-
fen zu tun. Andererseits ist auch 
die Wahrnehmung der Patienten 
für diese Form der Terminvergabe 
noch nicht ausgeprägt: Nur weni-
ge nutzen die digitale Buchung. In 
Thüringen werden 35 Prozent der 
eingestellten Termine nicht ver-
mittelt.

In einigen Fachgruppen gibt es ei-
nen größeren Bedarf an Terminen, 
als sie angeboten werden. Das ge-
hört auch zur Wirklichkeit. Allein 
daraus aber eine pauschale Termin-
knappheit zu postulieren und dem 
Praxismanagement ein universales 
Korsett zu verordnen, halte ich für 
abenteuerlich. Individuelle, regio-
nale Lösungen – dazu gehört auch 
Aufklärung der Versicherten – sind 
stets zentralen Vorgaben vorzuzie-
hen. Nicht alles passt für jeden. 

Ihre

Dr. med. Annette Rommel

Thüringer Bündnis der Heilberufe fühlt den Gesundheitspolitikern im Freistaat auf den Zahn 

Fakten checken mit der Gesundheitspolitik

Ehemaliger KV-Sitz in Weimar renoviert

Der einstige Verwaltungssitz in der Bauhausstraße wurde aufwendig saniert. Ein Forschungsprojekt  
arbeitete die Geschichte des in der NS-Zeit errichteten Gebäudes auf.

Das ehemalige Quartier der Kassen- 
ärztlichen Vereinigung Thüringen 
(KVT) in der Bauhausstraße 11 wur-
de nach zweieinhalbjähriger Sanie-
rung im August wieder feierlich an 
seine Mieterin übergeben, die Bau-
haus-Universität Weimar. Seit 1997 
sitzt die Fakultät Medien an diesem 
Standort, den sie nur temporär für 
die Bauzeit verließ.

Im Zuge der Renovierung wurde das 
Gebäude um 700 Quadratmeter er-
weitert, unter anderem bekam ein 

modernes Rechenzentrum Platz. 
Die Universität bleibt nun auf Dauer 
am Standort, zum Gefallen sowohl 
der Nutzer als auch der Vermieterin, 
der KVT. Denn auch nach dem Um-
zug in ihren Neubau am Hospitalgra-
ben blieb die Immobilie in der Bau-
hausstraße im Besitz der ärztlichen 
Selbstverwaltung.
„Nicht nur wir, das ganze Haus 
strahlt. Es ist der schönste und bes-
te Wohnsitz, den wir je hatten“, lobt 
Prof. Peter Benz, Präsident der Bau-
haus-Universität, der das Gebäude 

noch aus seiner eigenen Studen-
tenzeit kennt. „Wir hatten bisweilen 
sehr spezielle Wünsche. Die KV hat 
uns zugehört und gibt uns darüber 
hinaus mit einem lang laufenden 
Mietvertrag eine große Sicherheit 
für die Zukunft.“

Zugleich wurde die Geschichte des 
Gebäudes wissenschaftlich aufgear-
beitet. Errichtet wurde das denkmal-
geschützte Haus 1935 bis 1936 von 
der Kassenärztlichen Vereinigung 
Deutschlands, dem vom NS-Regime 
zur Verfolgung seiner Rassenideo-
logie instrumentalisierten Vorläufer 
der Kassenärztlichen Bundesver-
einigung. Vier Erinnerungstafeln an 
und im Gebäude widmen sich der 

Aufarbeitung der Historie. Lilli Hall-
mann von der Bauhaus-Universität 
und Dr. Thomas Schröter von der 
KVT haben die Forschungsergebnis-
se in einer Monografie zusammen-
gefasst, ihr Titel: „Das ehemalige 
Ärztehaus Thüringen als Zeugnis 
nationalsozialistischer Indoktrina-
tion und Schuldverstrickung der 
Thüringer Ärzteschaft in den 1930er 
Jahren“.

Die Broschüre wird anlässlich der 
geplanten Hausbesichtigung durch 
die Vertreterversammlung am 
6. November nachgedruckt und 
kann interessierten Mitgliedern auf 
Anfrage zugesandt werden.

Matthias Streit

V. l. n. r.: Prof. Lorenz Engell, Susanne Rößler – Geschäftsführerin der Fakultät Medien, 
Dr. Thomas Schröter, Sven Auerswald und Dr. Annette Rommel	    	    Foto: Streit

Die Landtagswahl in Thüringen hat 
ein politisches Erdbeben ausgelöst: 
Die AfD ist als stärkste Kraft aus den 
Wahlen hervorgegangen, gefolgt 
von der CDU und dem erstmals an-
getretenen Bündnis Sahra Wagen-
knecht (BSW). Doch was bedeutet 
dieses Ergebnis für die Zukunft der 
ambulanten Gesundheitsversor-
gung im Freistaat? Ein Blick zurück 
auf die Veranstaltung „Faktencheck 
Gesundheitspolitik“, die nur wenige 
Tage vor der Wahl stattfand, zeigt, 
welche Herausforderungen auf die 
ambulant tätigen Ärzte und ihre 
Teams zukommen.
Organisiert von der Gemeinschaft 
der Heilberufe in Thüringen, brach-
te der „Faktencheck Gesundheits-
politik“ Vertreter aller relevanten 
Parteien auf eine Bühne, um über 
die drängenden Themen der ambu-
lanten Versorgung zu diskutieren. 
Im Mittelpunkt standen sechs zen-
trale Forderungen: die konsequente 
Umsetzung der Ambulantisierung, 
eine tragfähige Finanzierung, die 
Stärkung des Fachpersonals, eine 
Nachwuchsoffensive, die Entbüro- 
kratisierung und eine sinnvolle  
Digitalisierung ohne sanktionsbe-
wehrte Anwendungspflichten für 
die Arztpraxen.

Nachwuchs und Fachpersonal – 
Wo bleibt die Unterstützung?
Ein großes Thema beim „Fakten-
check“ war die Frage, wie man den 
Nachwuchs in den Heilberufen 
fördern kann. Die bisherigen Maß-
nahmen, wie die Aufstockung der 
Medizin-Studienplätze und die Ein-
führung der Schulgeldfreiheit, wur-
den von den Politikern weitgehend 
gelobt. Doch die Herausforderun-
gen bleiben enorm. Niedergelas-
sene Ärzte sehen sich immer stär-
ker unter Druck gesetzt, attraktive 
Arbeitsbedingungen zu schaffen, 
um qualifiziertes Personal zu hal-
ten. Hier besteht die Befürchtung, 
dass die politischen Versprechen 
nach der Wahl schnell verblassen 
könnten. 

Ambulantisierung – Potenzial für 
die Zukunft der Praxen?
Für die niedergelassenen Ärzte und 
die Kassenärztliche Vereinigung 
(KV) in Thüringen ist die Ambulan-
tisierung von bislang überwiegend 
stationär erbrachten Leistungen ein 
zentrales Anliegen. Sie verspricht, 
die wohnortnahe ärztliche Ver-
sorgung zu stärken und die Kran-
kenhäuser zu entlasten. Während 
Tina Rudolph von der SPD und  

Robert-Martin Montag von der FDP 
bei diesem Thema als kenntnisrei-
che Gesundheitspolitiker brillierten,  
waren die Ausführungen von Wolf-
gang Lauerwald von der AfD diffuser 
Art. Letzterer war bemüht, als ärzt-
licher Kollege den Veranstaltern 
nach dem Mund zu reden, was aber 
als leicht durchschaubarer Populis-
mus ankam.

BSW: Institutsambulanzen für 
schlecht versorgte Regionen
 Johannes Nowak, ein Radiologe und 
Kandidat des BSW, sprach sich bei 
der Veranstaltung für hausärztliche 
Institutsambulanzen in schlecht ver-
sorgten Regionen aus – ein Konzept, 
das Bundesgesundheitsminister Karl 
Lauterbach (SPD) zuvor im Rahmen 
des Krankenhausversorgungsver-
besserungsgesetzes ins Spiel ge-
bracht hat. In der ärztlichen Selbst-
verwaltung stößt es indes auf viel 
Kritik: Diese Ambulanzen könnten 
die niedergelassenen Ärzte verdrän-
gen und die ambulante Versorgung 
insgesamt schwächen. Es besteht 
die Gefahr, dass unter dem Deck-
mantel der „Ambulantisierung“ kli-
niknahe Strukturen aufgebaut wer-
den, die die ambulante Versorgung 
in der Fläche gefährden.

Entbürokratisierung und Digitalisie-
rung – Viel Lärm um wenig?
Auch das Thema Entbürokratisie-
rung wurde intensiv diskutiert, doch 
wirklich neue Ansätze blieben aus. 
Die Vertreter von CDU und LINKE 
setzten auf altbekannte Forderun-
gen nach weniger Dokumentations-
pflichten und mehr Telemedizin, 
ohne konkrete Lösungen zu bieten. 
Für die Ärzte und ihre Teams ist das 
frustrierend, da sie tagtäglich mit 
einer Flut an Bürokratie kämpfen 
müssen, die Zeit und Ressourcen 
bindet, die sie lieber in die Patien-
tenversorgung investieren würden.

Ein Fazit voller Unsicherheiten
Die Landtagswahl hat Thüringen 
in eine politisch unsichere Zukunft 
geführt. Für die ambulant tätigen 
Ärzte und die Kassenärztliche Ver-
einigung bleibt die Hoffnung, dass 
die politischen Entscheidungsträger 
die Versprechen, die sie im „Fakten-
check Gesundheitspolitik“ gegeben 
haben, auch tatsächlich einhalten. 
Die Gemeinschaft der Heilberufe in 
Thüringen wird jedenfalls wachsam 
bleiben und weiterhin für die Inte-
ressen der ambulant tätigen Ärzte 
kämpfen.

Luisa Ihle

Prof. Lorenz Engell, Dekan der Fakultät Medien		                         Foto: Streit
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Stiftungspraxis in Obermaßfeld-Grimmenthal eröffnet

Die Gemeinde gewinnt mit Antje Posselt eine neue Hausärztin. Weitere Stiftungspraxen im Freistaat geplant.

Die Gesundheitsversorgung im 
ländlichen Thüringen ist für viele 
Bürger ein drängendes Thema. Die 
Gemeinde Obermaßfeld-Grimmen-
thal im Süden Thüringens zeigt 
nun, wie die Herausforderungen im 
Zusammenspiel zwischen Akteuren 
der ambulanten Versorgung und 
der Kommunen gemeistert werden 
können: Im August wurde eine neue 
Stiftungspraxis eröffnet, in der die 
Fachärztin für Allgemeinmedizin 

Antje Posselt praktiziert. Die Praxis
entstand durch die Zusammenar-
beit der Kommune mit der Stiftung 
zur Förderung der ambulanten ärzt-
lichen Versorgung im Freistaat Thü-
ringen.

Eine Ärztin mit Engagement
Antje Posselt, 56 Jahre alt, ent-
schied sich nach einer Tätigkeit 
als Anästhesistin in Meiningen für 
den Wechsel zur Hausärztin. „Alles, 

was ich gemacht habe, habe ich mit 
vollem Herzblut gemacht“, sagt 
sie. Der Kontakt zu ihren Patienten 
motivierte sie, in die hausärztliche 
Versorgung zu wechseln. Die Pra-
xisräume spiegeln ihre Vision einer 
modernen, patientennahen Medizin 
wider. Zweimal wöchentlich macht 
sie Hausbesuche und bietet am 
Nachmittag Sprechstunden für Be-
rufstätige an.
Zur Eröffnung beglückwünschte sie 
auch die Thüringer Gesundheits-
ministerin Heike Werner. Mit der  
Stiftungspraxis werde eine seit Jah-
ren bestehende Versorgungslücke 
geschlossen. „Die Menschen in der 
Region können nun wohnortnah 
qualitativ hochwertig medizinisch 
betreut werden. Ich wünsche Frau 
Posselt einen erfolgreichen Start in 
den Praxisbetrieb und freue mich, 
dass sie mit ihrer Entscheidung 
einen wertvollen Beitrag zur Ge-
sundheitsversorgung im ländlichen 
Raum leistet“, sagt die Gesund-
heitsministerin Heike Werner.

Die Stiftung als Schlüsselfaktor
Die Eröffnung war nur durch die 
Stiftung möglich, die Einrichtung 
und Miete übernimmt. „Ohne die 
Stiftung hätten wir es kaum ge-
schafft“, sagt Bürgermeister Martin 
Hofmann. Die Zusammenarbeit mit 
der Stiftung und der Kassenärztli-
chen Vereinigung brachte die me-
dizinische Versorgung zurück, die 
es hier so zuletzt vor 26 Jahren ge-
geben hat. „Uns wurde klar: Wenn 
wir keine Praxis haben, finden wir 
nie einen Arzt. Also haben wir uns 
im Gemeinderat entschlossen: Wir 
richten eine Praxis ein. Das war vor 

etwa vier bis fünf Jahren“, berichtet 
Hofmann. Die Praxis befindet sich in 
einem historischen Gebäude mit be-
wegter Geschichte: Einst war es eine 
Mühle, die im Zweiten Weltkrieg als 
Lazarett diente und zu DDR-Zeiten 
schließlich eine Polytechnische 
Oberschule beherbergte. Seit eini-
ger Zeit schon sitzt dort eine Zahn-
arztpraxis. 
Mit der Praxis gibt es für die Gemein-
de und umliegenden Orte nun eine 
zusätzliche allgemeinmedizinische 
Versorgung. Im Planungsbereich 
Meiningen gibt es derzeit fünf offe-
ne Sitze für Hausärzte. Zusätzlich 
zur Hausarztpraxis gibt es Pläne, 
weitere Gesundheitsangebote wie 
Physiotherapie und eine Apotheke 
in der Gemeinde anzusiedeln.
 
Weitere Stiftungspraxen geplant
Angesichts von mehr als 100 offenen 
Sitzen für Hausärzte im gesamten 

Freistaat ist der Bedarf nach all-
gemeinmedizinischer Versorgung 
groß. Die Stiftung plant aktuell be-
reits weitere Praxen in Sülzfeld, 
Ohrdruf, Tambach-Dietharz, Ilmenau 
und Gräfentonna.
Um Ärztinnen und Ärzte auf die An-
stellungs-Angebote aufmerksam zu
machen, wirbt die Stiftung mit 
Imagefilmen im Reportagestil. Drei 
bei der Stiftung angestellte Ärzte, 
die Gesundheitsministerin Heike 
Werner und Dr. Annette Rommel 
sprechen über ihre Erfahrungen und 
Vorzüge der Stiftungspraxen.

Luisa Ihle

Die erste Eigeneinrichtung wurde 2005 in 
Ohrdruf eröffnet. Seitdem wurden insge-
samt 19 Stiftungspraxen errichtet, davon 
16 Hausarztpraxen, eine rheumatologi-
sche, eine dermatologische und eine 
Augenarztpraxis. Aktuell unterhält  die 
Stiftung sechs Praxen in ganz Thüringen.

Stiftungspraxis in Obermaßfeld-Grimmenthal			          Foto: kvt

Mit Zuschuss zur Niederlassung
60.000 Euro für eine Niederlassung im Thüringer Wald in Sonneberg

Die Kassenärztliche Vereinigung 
Thüringen zahlt HNO-Ärztinnen und 
-Ärzten für eine Praxisneugründung 
oder Praxisübernahme im Südthü-
ringer Landkreis Sonneberg 60.000 
Euro Zuschuss. Der Landesaus-
schuss hat für den Planungsbereich 
eine Unterversorgung festgestellt. 
Derzeit ist im gesamten Landkreis 
kein HNO-Arzt tätig.

Aufgrund der aktuellen Versorgungs-
lage im Landkreis Sonneberg haben 
sich die Kassenärztliche Vereinigung 
Thüringen und die regionalen Kran-
kenkassen auf eine weitere Förder-
maßnahme verständigt: 1,5 neue 
HNO-Arztstellen werden mit einer 
unquotierten Vergütung für drei Jah-
re gefördert. Dies entspricht einer 
Entbudgetierung über 12 Quartale. 
Diese zusätzliche Förderung gilt so-
wohl für neue Niederlassungen als 
auch neue Anstellungen von HNO-
Ärzten, allerdings nicht bei Nach-
besetzung von MVZ-Stellen oder 
Praxisübernahmen. Denkbar ist 

demnach sogar die folgende Kom-
bination beider Förderungen: Wer 
sich neu niederlässt, kann sowohl 
den Investitionskostenzuschuss in 

Höhe von 60.000 Euro als auch die 
unquotierte Vergütung erhalten. 
Auf Niederlassungswillige wartet 
eine Region, die HNO-Ärzte mit of-

fenen Armen empfängt. Aufgrund 
der Unterversorgung bietet sich 
eine gute Grundlage zum Aufbau 
eines Patientenstamms und damit 

die wirtschaftliche Basis einer neu-
en Praxis. Darüber hinaus werden 
bis zum Ende der Unterversorgung 
Sicherstellungszuschläge gezahlt 
und die mengenbegrenzenden Maß-
nahmen ausgesetzt. Es werden also 
alle Leistungen zu den vollen Preisen 
gezahlt, die im Einheitlichen Bewer-
tungsmaßstab festgelegt wurden. 

Der Landkreis Sonneberg im Thü-
ringer Wald liegt im Süden des Frei-
staats und grenzt direkt an Bayern 
an. Wer Natur und Platz zur Ent-
faltung sucht, findet sie in dieser 
ländlichen, von Forst durchzogen 
Region. 23.000 der 57.000 Einwoh-
ner des Landkreises wohnen in der 
Kreisstadt Sonneberg, die historisch 
als ein Zentrum des Spielzeughand-
werks ihre Reputation erlangte.

Matthias Streit

Kontakt:
Praxisberatungsteam der KVT
Tel.: 03643 559-736 
E-Mail: praxisberatung@kvt.de

V. l. n. r.: Dr. Annette Rommel, Hausärztin Antje Posselt, Ministerin Heike Werner 		
 							              Foto: kvt
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Selten war die berufspoliti-
sche Agenda für die ambulan-
te wie stationäre Versorgung 
derart gefüllt wie in dieser Le-
gislaturperiode. Der Bundesge-
sundheitsminister Karl Lauter- 
bach attestiert dem Gesundheits-
wesen einen „ziemlich kaputten“ 
Zustand und will mit zahlreichen 
Gesetzen eine „Zeitenwende“ ein-
leiten. Die Akteure, die all diese Ver-
änderungen treffen, erfreut so viel 
missionarischer Eifer jedoch nicht. 
Im Gegenteil: Die Selbstverwaltung, 
von Lauterbach gern als Lobbyisten 
gegeißelt, klammert der Minister 
regelmäßig aus. Höchste Zeit also, 
dass die Vertreterversammlung 
(VV), jene Praktiker also, die sich 
ehrenamtlich der Berufspolitik ver-
schreiben, die Politik dort trifft, wo 
sie gemacht wird: Zur diesjährigen 
Klausur traf sich das oberste Gre-
mium der Thüringer Vertragsärzte 
und -psychotherapeuten Anfang 
September in Berlin.

Auf der Agenda der VV stand dabei 
unter anderem ein parlamentari-
sches Frühstück mit Bundestags-
abgeordneten aus Thüringen. Dort 
stießen die Praktiker mit Berichten 
über ihre Erfahrungen in der Praxis 
und den Sorgen darüber, was sich 
verschlechtern könnte, auf offenere 
Ohren als im Bundesgesundheitsmi-
nisterium. „Wir sollten nicht unter-
schätzen, dass wir bei solchen Tref-
fen mit Abgeordneten, die über uns 
entscheiden, unseren Standpunkt 
verdeutlichen und Marken setzen 
können. Da bleibt etwas hängen“, 
sagt Dr. Andreas Jordan, der Vorsit-
zende der Vertreterversammlung. 
Schließlich müssen Gesetze im Par-
lament mehrheitlich beschlossen 
werden.
Der Druck, in der Versorgung etwas 
zu ändern, nimmt in der Tat zu. Das 
zeigt allein die Zahl offener Haus-
arztsitze, die in Thüringen binnen 
drei Jahren von 37 auf 112 angewach-
sen ist. Allerdings klafft zwischen 
der Politik und den Praktikern eine 
große Kluft, wenn es um die Frage 
geht, wie die ambulante Versorgung 
wohnortnah erhalten werden kann. 
Während im Bundesgesundheits-
ministerium milliardenschwere 
Unterfangen wie Gesundheitskios-
ke und Transformationsfonds für 
Krankenhäuser erdacht werden, 
verhallen die Rufe der Niedergelas-

senen nach Entbudgetierung in den 
Ministeriumsfluren. Zwar wurden 
im vergangenen Jahr die Pädiater 
entbudgetiert, die Hausärzte sollen 
folgen. Für alle anderen Fachgrup-
pen aber bleibt der Honorardeckel. 
Für die Vertreterversammlung ein 
Grund mehr, dranzubleiben: In einer 
einstimmig beschlossenen Resolu-
tion fordert die KVT erneut die Ent-
budgetierung aller Fachgruppen. Die 
VV sieht in den seit Jahren zu engen 
Budgets einen maßgeblichen Grund 
dafür, dass die Attraktivität der am-
bulanten Versorgung sinkt. 
Fachärzten liefert das politische 
Streben nach einer stärkeren Am-
bulantisierung bislang überwiegend 
stationär erbrachter Leistungen ei-
nen Hoffnungsschimmer. Der Anfang 
wurde mit der Einführung von Hy-
brid-DRG zur sektorengleichen Ver-
gütung für einige Leistungen wie z. B. 
Leistenbruch-Operationen gemacht. 
Weitere sollen folgen. Doch für die 
Abrechnung nach dem Einheitli-
chen Bewertungsmaßstab bleibt
das Budget bestehen – und damit 
für das Gros der erbrachten Arbeit 
in den Praxen. 
So sorgt sich etwa Dr. Sabine Köh-
ler, Nervenärztin aus Jena, dass sich 
große Investitionen zur Erweiterung 
des Behandlungsspektrums nicht 
lohnen. Sie erläutert ihre Sorge an 
einem Beispiel: Es gebe neue Mög-
lichkeiten, Demenzerkrankungen in 
einem frühen Stadium so zu behan-
deln, dass sich der Verlauf erheblich 
verlangsamt. Dies geht jedoch mit 
intensiveren Behandlungen einher 
wie Lumbalpunktionen – einem Ein-

griff, der in den Praxen bislang kaum 
vorgenommen wurde. Zum Problem-
fall Budget kommen bei derartigen 
Eingriffen steigende Versicherungs-
kosten hinzu. „Ich frage mich: Wie 
soll das gehen?“, sagt Dr. Köhler. 
Sie befürchtet, dass künftig mehr 
Kollegen ihre Praxen aufgrund des 
steigenden Kostendrucks frühzeitig 
schließen. 

Nachwuchs mit neuen Konzepten 
gewinnen
Die erste Vorsitzende der KVT, Dr. 
Annette Rommel, hält neue Lö-
sungsmöglichkeiten für notwendig, 
um Nachwuchs in die ambulante 

Versorgung zu bringen. „Primär-
versorgungszentren, Gesundheits-
kioske oder hausärztliche Instituts-
ambulanzen werden es nicht sein“, 
sagt sie. „Das Geheimnis liegt in 
der Patientensteuerung sowohl zum 
Hausarzt wie zum Facharzt und in 
die Notfallbehandlung. Finanzielle 
Beteiligung sowohl im Bonus- wie 
im Malus-System sollte kein Denk-
verbot sein“, regt Dr. Rommel an, 
räumt aber ein, dass die Lösungen 
keine einfachen sein werden. In der 
aktuellen Politik gibt es Widerstän-
de, zum Beispiel gegen das Primär-
arztsystem oder Wahltarife der Ver-
sicherten. 
Dr. Rommel wirbt für das Engage-
ment der Stiftung zur Förderung 
der ambulanten ärztlichen Versor-
gung im Freistaat Thüringen. Erst im 
August hat die Stiftung eine neue 
Praxis in Obermaßfeld eingeweiht, 
die 19. Eigeneinrichtung in der Ge-
schichte der KVT und die sechste, 

die die Stiftung aktuell betreibt. „Die 
Stiftung wächst und ist eine unserer 
besten Möglichkeiten, Praxen in die 
Fläche zu bringen und neue Versor-
gungsmodelle zu erproben. Dafür 
brauchen wir in den nächsten Jahren 
eine Verstetigung der Finanzierung 
durch die KV und durch das Land“, 
sagt Dr. Rommel. Mit dem Vorha-
ben, dass Eigeneinrichtungen auch 
Medizinische Versorgungszentren 
etablieren können, sind KVen bei 
der Politik bislang abgeblitzt. Denk-
bar bleiben indes andere Konzepte 
wie Teampraxen.
Gründe, neue Wege zu gehen, wie 
zuletzt bei der Akutpraxis in Gera, 
mehren sich. Gerade in ländlichen 
Regionen steigt der Druck im ge-
samten Gesundheitswesen: Mit der 
Schließung der Sternbach-Klinik 
öffnet sich in Schleiz eine „veritable 
Versorgungslücke“, konstatiert Dr. 
Thomas Schröter, zweiter Vorsitzen-
der der KVT. Denn am Krankenhaus-
standort hängen ebenfalls mehrere 
MVZ-Töchter sowie ein Rettungs-
dienststandort. Nach der Insolvenz 
von Regiomed nahmen die Landkrei-
se Sonneberg und Hildburghausen 
die Klinik-Standorte zurück. Inwie-
fern es den Kreisen gelingt, die öko-
nomische Zukunft der Häuser erfolg-
reicher zu gestalten als der private 
Träger, ist ungewiss. Für den Stand-
ort Neuhaus habe es indes Konzepte 
des bisherigen Trägers gemeinsam 
mit den Krankenkassen und der KVT 
gegeben, den Standort als sektoren-
übergreifendes Haus zu ambulanti-
sieren, berichtet Dr. Schröter. Ge-
scheitert sind die Akteure indes an 
der Landespolitik, die stattdessen 
den Krankenhausstandort erhalten 
wollte.

Positives von der Digitalisierung
Zum Ressort des zweiten Vorsitzen-
den gehört auch das Thema Digita-
lisierung. Derzeit liegt das Gesund-
heitsdigitalagenturgesetz vor, mit 
dem die gematik faktisch zu einer 
dem BMG unterstellten Behörde mit 
weitreichenden hoheitlichen Auf-
gaben aufgewertet wird, erklärt Dr. 
Schröter. So kann die gematik An-
bietern und Herstellern von IT-Pro-
dukten verbindliche Anweisungen 
technischer und organisatorischer 
Art erteilen, Maßnahmen vorschrei-

ben und Fristen setzen. Erfreulich 
für Vertragsarztpraxen sei der ge-
setzliche Auftrag, durch Interope-
rabilitätsvorgaben den Wechsel 
von Praxisverwaltungssystemen 
zu erleichtern – ein heute für viele
Praxen mit hohen Aufwänden und 
viel Unsicherheit verbundenes Un-
terfangen. 
Auch ein kleiner Schritt in die Rich-
tung, die Dr. Strauß in der letzten 
Sitzung mit seinem Antrag auf 
„identische Ziffern-Regelwerke“ 
verfolgt hat, werde erfolgen: Inter- 
operable EBM-Schnittstellen sol-
len es PVS-Anbietern ermöglichen, 
fortlaufende EBM-Änderungen ein-
facher als bislang in ihre Systeme 
zu implementieren. Auf diese Weise 
könnten beispielsweise neue Ab-
rechnungsziffern schneller einge-
speist werden. 
Am neuen Gesetzesvorhaben kri-
tisiert Dr. Schröter indes, dass die 
Pauschalvergütung für elektroni-
sche Arztbriefe ab 2025 gestrichen 
werden soll. Außerdem enthalte das 
Gesetz eine Durchlöcherung des Da-
tenschutzes, da Patienten die Mög-
lichkeit eines Verzichts auf eigene 
Rechte nach der DSGVO eingeräumt 
wird. Dies ist nicht zuletzt für die 
ePA relevant, die ab kommendem 
Jahr für alle umgesetzt werden soll.

Ende der Verteilungsturbulenzen
Gute Nachrichten hatte Stephan 
Turk, Leiter der Stabsstelle Grund-
satzfragen Honorar, im Gepäck: Er 
berichtete von einem Ende Vertei-
lungsturbulenzen der vergangenen 
Jahre. Ausgelöst wurden diese von 
Gesundheitsminister Karl Lauter-
bach, der zum Jahresbeginn 2023 
per Verordnung die Neupatienten-
regelung kassierte und damit Hono-
rar aus der ambulanten Versorgung 
abzog. Bis dato wurden Neupatien-
ten in Facharztpraxen extrabudgetär 
vergütet. Rückwirkend mussten die 
Honorare nun bisher um diese Pa-
tienten bereinigt werden. Dies hat-
te bei Fachgruppen wie den Radio-
logen massive Einbußen zur Folge, 
zeitweise gar um knapp 30 Prozent
gegenüber Vorjahresquartalen. Für 
die Fachgruppe wurde nach Plädo-
yers von Dr. Björn Kusch aus der Ver-
treterversammlung übergangsweise 
ein Rettungsschirm aufgespannt. 
Umso erfreulicher stimmen die Zah-
len aus dem ersten Quartal dieses 
Jahres, die für die Radiologen ein 
Plus von 22 Prozent gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum ausweisen. 
Darüber hinaus macht sich die Ent-
budgetierung der Kinder- und Ju-
gendärzte bemerkbar: Zusätzlich 
zu den per Budget zur Verfügung 
gestellten Mitteln werden den 
Krankenkassen 2,1 Millionen Euro 
in Rechnung gestellt, um die von 
den Thüringer Pädiatern im ersten 
Quartal erbrachten Leistungen zu 
bezahlen. Insgesamt betrug das 
Vergütungsvolumen der Kinder- 
und Jugendärzte 8,2 Millionen Euro.

Die nächste Vertreterversammlung 
findet am 6. November statt.

kvt

SELBST VERWALTUNG

Auf Lauterbachs Fährte

Dr. Annette Rommel 	                    Foto: Streit

Vertreterversammlung begibt sich auf berufspolitische Klausur nach Berlin und bekräftigt die Forderung nach Entbudgetierung aller Fachgruppen  

Dr. Sabine Köhler sorgt sich, denn Praxisinvestitionen werden immer schwieriger.
Foto: Streit

Vertreterversammlung tagte am 14. September in Berlin 						               Foto: Streit
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Übersicht
Beschluss der Vertreterversammlung vom 14.09.2024 

Resolution der Vertreterver-
sammlung „Entbudgetierung al-
ler ärztlichen Fachgruppen jetzt!“

Die Vertreterversammlung verab-
schiedet nachfolgende Resolution:

Entbudgetierung aller ärztlichen 
Fachgruppen jetzt!

Die Vertreterversammlung der KV 
Thüringen fordert die komplette 
Entbudgetierung aller ärztlich- 
en Fachgruppen – auch für die 
Fachärzte.

Die Entbudgetierung der Kinder- 
und Jugendärzte war ein erster 
Schritt. Mit dem Gesundheits-
versorgungsstärkungsgesetz sol-
len die Hausärzte folgen. Für die 
ambulant tätigen Fachärzte ist 
die Entbudgetierung essenziell. 
Budgets sind schädlich für die At-
traktivität der ambulanten Versor-
gung und führen dazu, dass junge 
Ärzte die ambulante Versorgung 
meiden. Der von der Politik propa-
gierte Ausbau der Ambulantisie-
rung der Versorgung wird kläglich 
scheitern, wenn an den Budgets 
festgehalten wird.

Ambulantisierung unter Budget-
bedingungen ist nicht möglich.

Seit Jahrzehnten bekommen wir 
unsere erbrachten Leistungen für 
Kassenpatienten nur mit einem 
Jahresbudget vergütet. Je mehr 
Leistungen erbracht werden, des-
to weniger werden die einzelnen 
Leistungen bezahlt.

Die Vergütung der ärztlichen und 
psychotherapeutischen Leistun-
gen muss nach den Preisen des 
EBM ohne Quotierung erfolgen. 
Dies ist auch eine Frage der Wert-
schätzung nicht nur für uns Ärztin-
nen und Ärzte, sondern auch für 
unsere Praxismitarbeiter:innen. 
Eine Entbudgetierung aller er-
brachten ärztlichen und psycho-
therapeutischen Leistungen ist 
seit Jahrzehnten überfällig.

Der Beschluss ergeht einstimmig.

Konstruktive Gespräche

Vertreterversammlung diskutiert mit Bundestagsabgeordneten  
über Gesetzesvorhaben

Die Deutsche Parlamentarische 
Gesellschaft im Herzen Berlins 
gehört zu den ehrwürdigsten Ein-
richtungen der deutschen Demo-
kratie. Üblicherweise ist sie den 
Abgeordneten des Bundestags und 
ihren Gästen vorbehalten. Doch im 
September konnte auch die Vertre-
terversammlung die historischen 
Räume betreten. Im Rahmen der 
diesjährigen Klausurtagung in Ber-
lin traf sie sich mit Thüringer Bun-
destagsabgeordneten, dank der 
Unterstützung von Tina Rudolph 
(SPD), die die Thüringer Ärzte und 
Psychotherapeuten als Gäste zu 
einem Parlamentarischen Früh-
stück lud. 

Angesichts zahlreicher Gesetzes-
vorhaben zum Umbau des Ge-
sundheitswesens gab es großen 
Redebedarf. Dr. Jordan begrüßte 
die Parlamentarier und zeigte die 
Grundprobleme der aktuellen Ge-
sundheitspolitik aus Sicht der nie-
dergelassenen Thüringer Ärzte und 
Psychotherapeuten auf. Gastgebe-
rin Tina Rudolph sind die Themen 
zwar hinlänglich bekannt: Sie arbei-
tet für die SPD im Gesundheitsaus-
schuss des Bundestags und hat zu-
vor das Studium der Humanmedizin 
an der Friedrich-Schiller-Universität 
absolviert. Doch die meisten der an-

wesenden Abgeordneten fokussie-
ren sich in ihrer Arbeit auf andere 
Kernthemen. Daher führten Dr. An-
dreas Jordan, Dr. Annette Rommel 
und Dr. Thomas Schröter zu den drei 
wichtigsten Vorhaben aus, die die 
ambulante Versorgung maßgeblich 
verändern könnten: das Gesund-
heitsversorgungsstärkungsgesetz, 
das Notfallversorgungsreformge-
setz sowie das Krankenhausver-
sorgungsverbesserungsgesetz. 
Zahlreiche Aspekte drohen, die 
Situation der Vertragsärzte zu ver-
schärfen. So treibt die Praxen die 
Öffnung der Krankenhäuser für 
ambulante Behandlungen um. Der 
Wettbewerb zwischen Praxen und 
Krankenhäusern um Fachkräfte 
wird durch geplante Milliarden-Zu-
schüsse zugunsten des stationären 
Bereichs verzerrt. Und dann sind da 
noch die Dauerbrenner: Bürokratie 
sowie die unausgereifte Digitalisie-
rung mit der Brechstange. 

Aus dem überaus schwierigen Aus-
tausch mit der aktuellen Regierung 
machte Dr. Jordan keinen Hehl: 
„Alle Gesetzgebungsverfahren, ins-
besondere im Vorstadium des par-
lamentarischen Verfahrens, haben 
eines gemeinsam: Wir, die Ärzte-
schaft und die Selbstverwaltung 
insgesamt, werden als Experten 

und diejenigen, die am Ende bei In-
krafttreten des Gesetzes die Maß-
nahmen umzusetzen haben, über-
haupt nicht mehr in die Prozesse 
einbezogen.“ Mit den Thüringer 
Abgeordneten hielt die Vertreter-
versammlung einen konstruktiven 
Austausch und hofft, dass ihre An-
liegen so mehr Gehör finden.
	
Bereits am Vorabend trafen die 
Mitglieder der Vertreterversamm-
lung Prof. Josef Hecken, den un-
parteiischen Vorsitzenden des Ge-
meinsamen Bundesausschusses, 
in der Thüringer Landesvertretung. 
In seiner Funktion gilt er als obers-
ter Hüter der Selbstverwaltung aus 
Ärzten und Psychotherapeuten, 
Zahnärzten, Krankenhäusern sowie 
Krankenkassen. Professor Hecken 
zeigte anhand der Prognosen zu 
Demografie und Morbidität die Not-
wendigkeit einer strategisch lang-
fristigen Planung des deutschen 
Gesundheitswesens auf. Es müsse 
über Parteigrenzen hinaus gedacht 
werden. Eine Denkweise, die auch 
Dr. Rommel teilt. Sie fordert eine 
ideologiefreie Planung im Gesund-
heitsministerium, die die Expertise 
der Ärzte und Psychotherapeuten 
einbezieht.

Matthias Streit

Die Vertreterversammlung der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung 
(KBV) fordert mit einer Resolution 
eine Verschärfung des Strafrechts 
gegen Gewalt in medizinischen Ein-
richtungen. Vorausgegangen war 
eine Initiative des Bundesjustizmi-
nisters Dr. Marco Buschmann, der 
Angriffe gegen Polizei und Retter 
künftig härter bestrafen möchte. 
Praxen und Praxispersonal waren 
in dieser Anpassung des Straf-
rechts jedoch nicht vorgesehen.

„Die Vertreterversammlung erach-
tet es für zwingend erforderlich, 
verstärkte Maßnahmen zur Sen-
sibilisierung der Öffentlichkeit für 
die Problematik der körperlichen 
und verbalen Gewalt gegen medizi-
nisches Personal zu ergreifen. Prä-
ventive Programme und Kampagnen 
sollen die Bedeutung des Respekts 
und der Achtung gegenüber dem 
medizinischen Personal verdeut-
lichen“, heißt es in der Resolution. 
Im Sommer hatte die KBV zu Ge-
walt in Praxen eine Online-Umfrage 
durchgeführt, an der sich knapp 
7.600 Ärzte, Psychotherapeuten 
und Angestellte der Praxen beteiligt 
haben. Über 40 Prozent der Beteilig-
ten gaben an, in den vergangenen 

fünf Jahren schon einmal selbst kör-
perliche Gewalt bei der Ausübung 
ihrer Tätigkeit erlebt zu haben. Die 
Fälle reichen von Tritten gegen das 
Schienbein, Schubsen und Spucken 
bis hin zu schweren Angriffen. So 
berichtete ein Arzt, dass er vor der 
Praxis zusammengeschlagen wur-
de. Darüber hinaus zeichnet sich 
ein Bild der Verrohung, die bereits 
im Wort beginnt: Knapp 80 Prozent 
haben allein im letzten Jahr verbale 
Gewalt erlebt. Ein Drittel der Pra-
xen berichtet, bereits Maßnahmen 
ergriffen zu haben, welche etwa die 
Installation eines Notrufsystems, 
Selbstverteidigungsseminare oder 
Pfefferspray vor Ort umfassen. 

Die Vertreterversammlung appel-
liert an die zuständigen Behörden, 
sicherzustellen, dass betroffene 
Ärzte, Psychotherapeuten sowie 
das Praxispersonal nach einem 
Gewaltvorfall umfassende Unter-
stützung erhalten. Dies umfasst 
psychologische Betreuung, rechtli-
che Beratung und den notwendigen 
Schutz vor weiteren Übergriffen.

Damit künftig eine härtere Ver-
folgung und mehr Schutz gewährt 
werden kann, bietet die Vertreter-

versammlung der KBV an, aktiv mit 
dem Bundesministerium der Justiz 
und dem Bundesministerium für 
Gesundheit zusammenzuarbeiten. 
So sollen spezifische Bedürfnisse 
des medizinischen Personals be-
rücksichtigt und Maßnahmen in der 
Praxis wirksam umgesetzt werden 
können.

Matthias Streit

Alle Ergebnisse der KBV-Online- 
Befragung finden Sie hier:

Schärferes Strafrecht bei Gewalt in Praxen

Die Vertreterversammlung der KBV fordert eine strengere Verfolgung bei  
Angriffen von Patienten gegen Praxispersonal und Ärzte

Ein Ergebnis aus der Online-Befragung  
der KBV vom 15.08. bis  02.09.2024:

„Ein Drittel der Praxen hat aufgrund der 
zugenommenen Gewalt Vorkehrungen ge-
troffen und zum Beispiel ein Notrufsystem 
installieren lassen, potenziell gefährliche 
Gegenstände wie Vasen, Scheren oder  
Brieföffner entfernt, durch Umbauten 
Fluchtwege geschaffen oder das Personal 
entsprechend geschult.“ 

Aktueller Stand  zu drei  
wichtigen Gesetzen

Krankenhausversorgungsver- 
besserungsgesetz (KHVVG)
-	16.10.2024: Beschlussempfeh-

lung und Bericht im Bundestag –
  Ausschuss für Gesundheit
- 17./18.10.2024: 2./3. Lesung im 

Bundestag 
- 01.01.2025: voraussichtliches 

Inkrafttreten 

Gesetz zur Stärkung des Öffentli-
chen Gesundheitsdienstes (ÖGD)/ 
Bundesinstitut für Prävention und 
Aufklärung in der Medizin (BIPAM)  
-	25.09.2024: 1. Lesung im  

Bundestag
-	27.09.2024: 1. Lesung im  

Bundesrat mit Stellungnahme
-	09.10.2024: Gegenäußerung des 

Bundeskabinettes

Gesetz zur Reform der Notfallver-
sorgung (Notfallgesetz)
-	09.10.2024: 1. Lesung im  

Bundestag
-	15.11.2024: 2./3. Lesung im  

Bundestag
-	20.12.2024: 2. Durchgang im 

Bundesrat
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Dr. med. Oliver Stahl begann seine Karriere in der Anästhesiologie am Klinikum. 
Dann entdeckte er die Allgemeinmedizin und übernahm eine Praxis in Helmershausen am Fuße der Rhön.

Steckbrief
	⋅ geb. 1983 in Neuhaus am Rennweg
	⋅ 2003 bis 2009 Medizin-Studium 
an der Universität Münster
	⋅ 2009 bis 2015 Facharztweiterbil-
dung Anästhesiologie am Helios 
Klinikum Meiningen 
	⋅ 2020 bis 2023 Facharztweiter- 
bildung Allgemeinmedizin in der 
Praxis Dr. Holzmann in Helmers- 
hausen
	⋅ April 2024 Übernahme der Land-
arztpraxis von Dr. Klaus Holzmann 

Sechs Fragen an Dr. Oliver Stahl:

Herr Dr. Stahl, Sie haben sich als 
Facharzt für Anästhesiologie spezia-
lisiert. Wie kam es, dass Sie sich nun 
als Hausarzt niedergelassen haben?
Hinter mir liegt ein eher ungewöhn-
licher Weg zum Hausarzt, der für 
meine Entwicklung aber sehr wich-
tig war. Nach meiner Facharztwei-
terbildung habe ich in Meiningen 
als Oberarzt für Anästhesiologie 
gearbeitet. Für Helios war ich dann 
auch im MVZ in Meiningen als ärzt-
licher Leiter tätig. Über den ärztli-
chen Bereitschaftsdienst habe ich 
damals meine Ambitionen für die 
Allgemeinmedizin entdeckt und die 

zusätzliche Facharztweiterbildung 
begonnen. In Teilzeit arbeite ich üb-
rigens immer noch als Anästhesist 
am Klinikum. Ganz aufgeben möchte 
ich diese Tätigkeit nicht.

Worin liegt der Reiz der Allgemein-
medizin für Sie?
Ein Allgemeinmediziner ist ein sehr 
effizienter und spezialisierter Arzt, 
der ein unwahrscheinlich breites 
Wissen braucht. Im Grunde muss 
man alles schon einmal gesehen 
haben, um die Beschwerden der Pa-
tienten richtig einordnen zu können, 

vom Bluthochdruck bis zu schwe-
ren Erkrankungen. Ich habe im Ul-
traschall schon einen Nierentumor 
entdeckt. Als Hausarzt muss man 
für alles gewappnet sein.

Wie sind Sie zu Dr. Holzmann gekom-
men, dessen Praxis Sie in diesem 
Jahr übernahmen?
Wir haben uns über einen Kollegen 
kennengelernt, den ich vom Bereit-
schaftsdienst kannte. Als Dr. Holz-
mann einen Nachfolger gesucht hat, 
empfahl er mich. Mein Kollege mein-
te, Dr. Holzmann und ich passen vom 

Charakter sehr gut zusammen. Er 
hatte recht. Eigentlich war mir nach 
wenigen Stunden bei Dr. Holzmann 
klar: Das passt. Die Übergabe haben 
wir dann per Handschlag besiegelt. 
Auch da ticken wir gleich: Für uns 
zählt das gesprochene Wort.

Im ländlichen Raum, wie hier in Süd-
westthüringen, gibt es offene Sitze 
und potenziell mehr behandlungs-
bedürftige Patienten. Sorgt Sie das 
manchmal?
Die Menschen hier sind sehr dank-
bar darüber, dass die Landarztpra-
xis weitergeführt wird. Das gibt mir 
und meinem Praxisteam täglich Be-
stätigung. Aber es ist schon so, dass 
die Arbeit in Zukunft nicht weniger 
wird. Wir haben schon heute ein Ein-
zugsgebiet von 9.000 Personen. Pro 
Tag behandeln wir zwischen 45 und 
70 Patienten. Trotzdem bereitet mir 
der Ausblick keine Sorge. Ich fühle 
mich in der Allgemeinmedizin sehr 
gut aufgehoben.

Halten Sie die Entbudgetierung für 
einen Anreiz, mehr Ärzte aufs Land 
zu locken?
Auf jeden Fall. Wenn junge Ärzte in 
Kliniken mehr Geld verdienen und 

dabei noch nicht einmal das unter-
nehmerische Risiko der Niederlas-
sung eingehen müssen, braucht 
man sich nicht zu wundern, wenn 
nur wenige eine Praxis auf dem 
Land übernehmen. Die Vergütung 
der ambulanten ärztlichen Leistun-
gen muss entbudgetiert werden und 
steigen. Andererseits sind auch die 
Kommunen gefragt, Ansiedlungen 
zu erleichtern, etwa indem Wohnun-
gen oder Grundstücke gestellt oder 
vermittelt werden.

Welchen Tipp möchten Sie Nach-
wuchsärzten geben?
Lasst euch mehrere Jahre bei einem 
Kollegen anstellen, um von einem 
erfahrenen Arzt den Alltag im am-
bulanten Bereich zu lernen. Damit 
meine ich nicht nur die Behandlung, 
sondern vor allem die organisatori-
schen Abläufe wie Abrechnung, IT 
und Bürokratie. Außerdem empfehle 
ich, eine bestehende Praxis zu über-
nehmen. Das erleichtert den Start. 
Dann ändert sich für Patienten zwar 
der Arzt, nicht aber der Ort ihrer seit 
langem aufgesuchten Praxis.

Herzlichen Dank für das Gespräch!
(Fragen von Matthias Streit)

Ein Anästhesist, der auszog, um Hausarzt zu werden

Dr. Oliver Stahl – der neue Hausarzt in Rhönblick	   Foto:  Streit

Leben für und mit Kulturgut 
Gemeinsam haben sich Dr. Ines Brautzsch und ihr Mann einen Traum erfüllt: Sie haben ein Schloss gekauft.  

Dort heißen sie auch Besucher willkommen.

Schon an der Haustür wird klar: Wer 
Dr. Ines Brautzsch und ihren Mann in 
ihrem Wohnhaus besucht, dem steht 
Außergewöhnliches bevor. Wer kann 
schon behaupten, dass seine Pfor-
te Spuren von Einbruchsversuchen 
aus dem 30-Jährigen Krieg – wohl-
gemerkt von 1618 bis 1648 geführt 
– zieren? Die Brautzschs können es. 
Denn vor acht Jahren erfüllten sich 
die Hautärztin und ihr Mann einen 
lang gehegten Traum: Sie kauften 
sich ein Schloss und bewahren ein 
Stück Thüringer Kultur und Ge-
schichte.
Das Brautzsche Schloss befindet 
sich im Ortskern von Nimritz, einem 
350-Seelendorf im Saale-Orla-Kreis 
in Ostthüringen. Der Zufall führte die 
beiden an diesen Ort. Ein Zeitungs-
artikel, der die Preise Jenaer Villen 
und Schlösser Ostthüringens ver-
glich, weckte Matthias Brautzschs 
Aufmerksamkeit. Brautzsch, der sich 
seit seiner Jugend für Geschichte und 
Schlösser begeistert, springt vor al-
lem die besondere Kuppel ins Auge, 
die den Artikel bebildert. Zwei Anru-
fe später wusste das Ehepaar, dass 
es sich um Schloss Nimritz handelte 
und der damalige Besitzer das Ob-
jekt verkaufen wollte. Brautzschs be-
sichtigten das Objekt postwendend. 
Rund 100 Schlossbesichtigungen in 
Ostdeutschland bringen sie damals 
als Erfahrungsschatz schon mit. 
Doch in das Objekt in Nimritz verlie-
ben sie sich sofort. Der Vorbesitzer 
hatte das Anwesen bereits aufwen-
dig saniert, erhielt dafür 2006 sogar 
den Thüringer Denkmalschutzpreis. 
Urkundlich erwähnt wurde Nimritz 

bereits 1074. Wann das heute be-
stehende Gebäude genau errichtet 
wurde, lässt sich jedoch nicht ein-
deutig nachvollziehen. Die Inschrift 
über dem Portal legt nahe, dass es 
um 1569 errichtet wurde. Geprägt 
wird das Schloss vom Stil der Re-
naissance. Im Rittersaal thront eine  
Schiffsbalken-Decke über der lan-
gen Tafel. Gleich nebenan im „Roten 
Salon“ zieren aufwendige Intarsien 
den Parkettboden. Zeitgemäßes Mo-
biliar sowie Gemälde, die Schlösser 
und Landschaften der Region zeigen, 
runden das Bild ab. Großen Wert legt 
das Ehepaar dabei stets auf Details 
und Regionalität: Der Kronleuchter 
im Rittersaal wurde in der Porzellan- 
Manufaktur in Rudolstadt gefertigt, 
das Wappen des Hauses ziert sogar 
das Kaffeeservice – hergestellt in 
Kahla. 

Führungen, Lesungen und Hoch- 
zeiten 
Thüringen gilt als Land der Resi-
denzen. Mehrere Hundert Burgen, 
Schlösser und Herrenhäuser zählt 
der Freistaat. Oft kümmern sich Ver-
eine oder eben Privatpersonen um 
deren Erhalt. Nicht immer geht es 
herrschaftlich zu. Instandhaltung 
spielt oft eine große Rolle – mit viel 
Engagement, Zeit und Geld. „Für uns 
ist es vor allem die Leidenschaft,  
eine historische Immobilie zu be-
wahren. Wer mit Immobilien Geld 
verdienen möchte, sollte sich besser 
kein Schloss kaufen“, sagt Matthias 
Brautzsch, der beruflich als Immobi-
liensachverständiger arbeitet.
Das Paar fühlt sich zwar einer  

besonderen Aufgabe verpflichtet, 
dadurch aber nicht einem beson-
deren Stand zugehörig. „Wir fühlen 
uns als Teil der Gemeinde“, sagt 
Dr. Brautzsch. Hofiert wird sie von 
den Dorfbewohnern hin und wieder 
zwar schon, dann aber ihrer Fach- 
expertise wegen: „Natürlich wurde 
ich auch schon gefragt, ob ich mir 
einen Fleck auf dem Rücken mal 
schnell anschauen könne. Aber wel-
cher Arzt kann solche Erfahrungen 
nicht teilen?“, sagt Dr. Brautzsch.
Bestaunen können die historischen 
Gemäuer nicht nur die Schlossher-
ren selbst. Sie öffnen ihre Räum-
lichkeiten auch der Öffentlichkeit: 
Vierteljährlich bieten sie Führungen 
an. Auch Lesungen und Schloss-
konzerte finden in Nimritz statt. Für 
Gruppen, Veranstaltungen oder Fei-
erlichkeiten sind die Räumlichkeiten 
nach Absprache ebenfalls zu mieten. 
Und: „Endlich können auch standes-
amtliche Trauungen bei uns stattfin-

den. Wir haben dafür einen eigenen 
Raum eingerichtet und sind beim 
Standesamt Pößneck gelistet“, sagt 
Dr. Brautzsch. Wer sich noch länger 
an das Schloss binden will, für den 
gibt es aktuell noch eine weitere 
Möglichkeit: Das Dachgeschoss des 
Verwaltungsgebäudes befindet sich 
im Ausbau zu einer etwa 160 Quad-
ratmeter großen Wohnung, die ver-
mietet werden soll.

Viel Eigenleistung gefordert
An ihr Schloss legt das Ehepaar wo 
es geht selbst Hand an. So haben 
sie etwa – gemeinsam mit Freun-
den – den Keller neu hergerichtet. 
Der war über Jahrzehnte sich selbst 
überlassen und mit viel Dreck ver-
schüttet. „Gut einen Meter muss-
ten wir abtragen“, erklärt Matthias 
Brautzsch. „Zum Glück haben wir 
auch Schloss-begeisterte Freunde, 
die uns sehr viel bei der Arbeit ge-
holfen haben.“ Zur Freude des Fach-
mannes, der seit den frühen 1990ern 
Mitglied der Deutschen Burgenver-
einigung ist, verbirgt sich unter dem 
Schutt noch der Originalfußboden, 
Grauwacke, die senkrecht in den 
Boden eingestellt wurde. Ein Stück 
Boden wurde als archäologisches 
Fenster erhalten, der Rest restauriert 
und begradigt, sodass der Raum ge-
nutzt werden kann. Eine kleine Tafel 
mit dem Kürzel „KSG“ erinnert an die 
Schufterei, die die „Kellersportgrup-
pe“ eine Menge Schweiß, aber auch 
viel Lebensfreude gebracht haben, 
berichtet das Paar.
Derzeit werden die Fenster restau-
riert. „Wir versuchen, in jedem Jahr 

eine Etage zu schaffen“, erklärt Dr. 
Brautzsch, bevor sie die weiteren 
aktuellen Bauprojekte aufzählt: 
25  Meter Schlossmauer sollen sa-
niert werden, Wege auf dem Ge-
lände instandgehalten werden und 
natürlich die Mietwohnung. Insge-
samt umfasst das Grundstück 7.000 
Quadratmeter. „Vergleichsweise we-
nig für ein Schloss“, erklärt Matthias 
Brautzsch. Doch auch die möchten 
gepflegt werden. Baustellen gebe es 
eigentlich immer. Je nach Witterung 
wird das Projekt gewählt. Die Arbeit 
am Schloss sei für ihn „wie eine The-
rapie“. „Wer gern möchte: Wir haben 
hier Arbeit zu verschenken“, fügt Frau 
Ines hinzu und lacht.Einen weiteren 
Vorteil bietet die Lage in Ostthürin-
gen den beiden in logistischer Sicht: 
Nimritz liegt nur eine knappe Auto-
stunde von Brautzschs Wohn- und Ar-
beitssitz Bad Berka entfernt. Dort un-
terhält Ines Brautzsch eine Praxis für 
Dermatologie – eine Aufgabe, die sie 
so bald nicht aufgeben möchte: „Ich  
liebe die Arbeit in der Praxis“, betont 
sie. Acht Jahre lang stand sie dem 
Thüringer Berufsverband der Derma-
tologen vor, bevor sie sich 2022 ent-
schloss, nicht erneut zu kandidieren. 
„Einige Kollegen haben sich damals, 
also um 2016, gewundert, warum ich 
meine Mails immer zwischen null und 
zwei Uhr schreibe. Kurz nach dem 
Kauf hatten wir noch nicht verkündet, 
dass wir nun neben unserem ausge-
füllten beruflichen Arbeitsleben auch 
ein ausgefülltes privates Arbeitsle-
ben führen“, erzählt Dr. Brautzsch.

Matthias Streit

Ehepaar Brautzsch	                 Foto: Streit
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Termine und Fortbildungsveranstaltungen der KV Thüringen für Vertragsärzte und Psychotherapeuten

Fortbildungsveranstaltungen

BESONDERE VERANSTALTUNGEN

Datum Thema / Punkte 

ARZNEI-, HEIL- UND HILFSMITTEL
23.10.2024 Verordnungsmanagement für Praxispersonal, Teil 1

23.10.2024 Webinar: Diabetes-Schulungskurs für Praxispersonal, Teil 1 
(unabhängig vom DMP)

25.10.2024 Beachtung der Schutzimpfungs-Richtlinie bei der Verordnung von Impfun-
gen zu Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung (4 Punkte)

08.11.2024 Niederlassungsseminar zu verordnungsfähigen Leistungen (4 Punkte)

13.11.2024 Hinweise zur Verordnung von Arzneimitteln etc., Teil 1 (4 Punkte)

20.11.2024 Webinar: Aktuelle Informationen aus der Verordnungsberatung –
Rückblick und Ausblick (3 Punkte)

22.11.2024 Schutzimpfungen in der vertragsärztlichen Praxis –  
Mitwirken bei Schutzimpfungen für Praxispersonal

27.11.2024 Verordnungsmanagement für Praxispersonal, Teil 2

27.11.2024 Webinar: Diabetes-Schulungskurs für Praxispersonal, Teil 2 
(unabhängig vom DMP)

11.12.2024 Hinweise zur Verordnung von Heilmitteln etc., Teil 2 (4 Punkte)

BETRIEBSWIRTSCHAFT UND RECHT

23.10.2024 Webinar: Privatabrechnung nach der Gebührenordnung für Fachärzte 
(GOÄ) für Fortgeschrittene

06.11.2024 Einstiegsseminar zur Leistungsabrechnung für Ärzte (4 Punkte)

08.11.2024 Privatabrechnung nach der GOÄ für Hausärzte – Einsteiger

22.11.2024 Privatabrechnung nach der Gebührenordnung für Hausärzte, (hausärzt- 
liche) Internisten, Kinder-/Jugendärzte (GOÄ) für Fortgeschrittene

04.12.2024 Der Honorarbescheid (4 Punkte) | Warteliste

Datum Thema / Punkte 

QUALITÄTSMANAGEMENT

06.11.2024 Webinar: Arbeitssicherheit und Brandschutz in der Arztpraxis (4 Punkte)

13.11.2024 Webinar: Risiko Klimawandel für die Arztpraxis ( 4 Punkte)

20.11.2024 Praxisorganisation – Terminmanagement

20.11.2024 Kompetenztag: „Die Kunst freundlich Nein zu sagen“ –  
Optimales Termin- und Wartezeitmanagement

29.11.2024 Qualitätsmanagement in Arztpraxen – Einführungsseminar zu Qualität 
und Entwicklung in Praxen (QEP) (14 Punkte) | Warteliste

PERSÖNLICHE KOMPETENZEN

06.11.2024 „Struktur und Ordnung – im Innen wie im Außen‘‘

29.11.2024 „Schwierige Menschen – schwierige Gefühle“

SPEZIALSEMINARE

08.11.2024 
Einführungsseminar zum Seminar- und Mentoringprogramm Allgemein-
medizin 2025 (u. a. für Quereinsteiger und Wechselinteressierte an der 
Allgemeinmedizin);
- Anmeldung unter www.hausarzt-werden-in-thueringen.de

13.11.2024 Erste-Hilfe-Refresherkurs

11.01.2025 Webinar: Praxistag für Existenzgründer, Teil 3

Webinar: Praxistag für Existenzgründer, Teil 3

•	 Datenschutz und Schweigepflicht 
Rechtliche Grundlagen & Hinweise zum Datenschutz  

•	 Praxisorganisation  
Terminmanagement, Bestellsystem, Recallsystem, QM

•	 Finanzierung/Investitions- und Kostenanalyse (INKO) 
Finanzierungsplanung auf die eigene Praxis bezogen

•	 Mitarbeiterführung 
Führungsverhalten, Kommunikation und Gesprächsführung, 
Konfliktmanagement, Gesundheitsförderung  

•	 Versicherungen 

•	 Website-Gestaltung 
Kosten, gesetzliche und berufliche Vorgaben, Werbung

Kassenärztliche Vereinigung Thüringen
Zum Hospitalgraben 8, 99425 Weimar

https://www.kvt-events.de/ESOR/Event/Info/1723

11.01.2025

Veranstalter/Ort:

Info/Anmeldung:

Struktur und Ordnung – im Innen wie im Außen

Werte sind unsere meist unbewussten Begleiter. Sie lenken und leiten 
unser Denken und Handeln, sie treiben uns an, dabei kennen wir sie 
selten.

Wie wäre es, würden wir wissen, warum wir in unangenehmen 
Beziehungen stecken, Dinge nicht angehen, in Situationen tiefes 
Unbehagen spüren oder falsche Entscheidungen treffen?

Nach dem Workshop werden Sie sich selbst besser verstehen 
und Ihre Mitmenschen gleich mit. Sie finden Ihre persönlichen 
Werte, hinterfragen sie und lernen, sie für sich zu nutzen – in allen 
Lebensbereichen. Ist Ihnen Ihr Wertesystem zugänglich, gehen Sie 
Ihren Weg authentischer, sind sicher in Ihren Entscheidungen und 
geben Ihrem Selbstwert ein stabiles Fundament.

Sie gewinnen an Klarheit, Selbstbehauptung und Selbstbestimmung.

Kassenärztliche Vereinigung Thüringen
Zum Hospitalgraben 8, 99425 Weimar

https://www.kvt-events.de/ESOR/Event/Info/1927

06.11.2024 
 
 
 

Veranstalter/Ort:

Info/Anmeldung:
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Der Vorstand der Kassenärzt- 
lichen Vereinigung Thüringen 
(KVT) hat mit einem Mitte Sep-
tember gefassten Beschluss die 
Beschäftigungsmöglichkeiten 
von Ärzten aus Drittstaaten in 
Thüringer Praxen erweitert. 

Ärztinnen und Ärzte aus einem 
Drittstaat ohne deutsche Appro-
bation, aber mit abgeschlossener 
Berufsausbildung können als As-
sistenten zu Ausbildungszwecken 
mit Genehmigung der KVT be-
schäftigt werden. Voraussetzung: 
Die betroffenen Ärztinnen und 
Ärzte besitzen eine vorüberge-
hende Erlaubnis zur Ausübung des 
ärztlichen Berufes, die ihnen vom 
Thüringer Landesverwaltungsamt 
erteilt worden ist. Außerdem muss 
das Ziel sein, die deutsche Appro-
bation zu erlangen. Die Anstellung 
darf maximal zwei Jahre betragen. 
Die Genehmigung der ärztlichen 
Tätigkeit beschränkt sich auf eine 
nicht leitende und nicht selbstän-
dige Tätigkeit unter Aufsicht, An-
leitung und Verantwortung eines 
approbierten Arztes. 

Ziel ist es, diesen Ärztinnen und 
Ärzten damit im Rahmen der Inte- 

gration den Einstieg in die ambu-
lante Tätigkeit der vertragsärztli-
chen Versorgung zu ermöglichen. 
Bei Menschen aus Drittstaaten 
handelt es sich um Personen, 
die weder aus der EU, dem EWR 
noch der Schweiz kommen. In der 
Vergangenheit hatten sich ein-
zelne Praxen mit einem solchen 
Anliegen an die KVT gewendet. 
Vor dem Beschluss konnte eine 
Genehmigung allerdings nicht er-
teilt werden. 

Nähere Informationen erhalten 
Sie über diesen QR-Code:

Matthias Streit

Seminar- und Mentoringprogramm Allgemeinmedizin

Das Programm bietet Fortbildung und bringt außerdem Routiniers mit Neueinsteigern zusammen.  
Ein Einführungstag findet am 8. November statt.

QUERBEET

Macht und Ohnmacht statisti-
scher Befunde
Die Wirkmacht von Daten hängt 
weniger von ihrer Qualität ab 
als davon, ob sie zu vorgefass-
ten Meinungen passen oder 
nicht. Zwei Beispiele. Der Herz-
bericht 2024 machte Schlag-
zeilen. Diverse Fachgesellschaf-
ten waren sich aufgrund der 
Mortalitätszunahme einig: Wir 
brauchen mehr Forschungs-
gelder, um die Todesursache 
Nummer eins zu bekämpfen –
die Herz-/Kreislaufkrankheiten. 
In Thüringen scheint die Sache 
besonders dringlich: 53 Ster-
befälle an Herzinsuffizienz auf 
100.000 Einwohner, das ist Platz 1
in der Republik! Bei der Zahl der 
Kardiologen und Herzkliniken 
liegen wir dagegen weit hinten. 
Dass eine Kausalität zwischen 
der Sterblichkeit und der Versor-
gungsdichte nicht belegbar ist 
und dass Herzinsuffizienz eine 
„nichtinformative Diagnose“ dar-
stellt, steht zwar auch im Herz-
bericht, wird aber gern übergan-
gen. Meine Bekannten wünschen 
sich am Ende alle einen sanften 
Herztod im Schlaf. Warum zum 
Teufel sollen dann andere Todes-
ursachen das Herzversagen als 
Nummer eins in der Statistik ab-
lösen? Die Zahlen kommen doch 
bekanntlich zustande, weil jedes 
Ableben wegen Altersschwäche 
als Herzinsuffizienz I50.9 bei is-
chämischer Herzkrankheit I25.9 
kodiert wird! Aber wenn der inte-
ressengeleitete Alarmismus der 
Kardio-Professoren mit persön-
lichen Überzeugungen eines Ge-
sundheitsministers harmoniert, 
resultieren aus nichtssagenden 
Statistiken schnell mal teure 
Projekte wie ein Gesundes-Herz- 
Gesetz. Andererseits gibt es Zah-
len, die trotz eindeutigen Hand-
lungsbedarfes jegliche politische 
Reaktion vermissen lassen. Bei-
spielsweise die Daten zur Erhö-
hung des Herzinfarktrisikos durch 
die Umstellung auf Sommerzeit im 
Frühjahr. Nachdem die EU-wei-
te Bevölkerungsbefragung 2018 
eine Mehrheit von über 80  Pro-
zent für die Abschaffung der 
Zeitumstellung ergeben hatte, 
ist nichts passiert. Okay – nicht 
immer votiert die Mehrheit für 
das Vernünftige. Aber dass die 
im systematischen Review und in 
einer Metaanalyse wissenschaft-
lich bestätigten Daten von zwölf 
Einzelstudien in Brüssel völlig 
wirkungslos bleiben, ist nicht zu 
rechtfertigen. Die hartnäckige 
Ignoranz der EU sollten unsere 
ärztlichen Körperschaften mit al-
ler Macht der statistischen Belege 
zu überwinden suchen.

Anonymus                

Für Ärztinnen und Ärzte in Weiter-
bildung Allgemeinmedizin sowie für 
Quereinsteiger und Wechselinter-
essierte an der Allgemeinmedizin 
bietet das Kompetenzzentrum Wei-
terbildung Thüringen (KWT) auch 
im Jahr 2025 wieder sein bewährtes 
Seminar- und Mentoringprogramm 
an. 

Das Einführungsseminar am 8. No-
vember in den Tagungsräumen der 
Kassenärztlichen Vereiniung Thü-
ringen bietet Ihnen die Möglichkeit, 
mehr über das Programm zu erfahren 
und sich mit anderen Teilnehmern 
auszutauschen. Ein besonderes 
Highlight wird der eineinhalbstündi-
ge Workshop von Christoph Rödiger, 
niedergelassener Hausarzt in Erfurt, 
sein.
Das Seminar- und Mentoringpro-
gramm umfasst zehn Seminartage 
an den Standorten Erfurt, Weimar 
und Jena, die sich durch eine praxis-
nahe und alltagsorientierte Gestal-
tung auszeichnen. Die Teilnehmer 
und Teilnehmerinnen erwartet eine 
abwechslungsreiche Mischung aus 
Workshops und Diskussionsrunden 
zu Themen wie Wundversorgung, 
Notfallmanagement, Teamführung 

und Formularwesen. Das Programm 
ist speziell darauf zugeschnitten, 
den Weg zur Fachärztin oder zum 
Facharzt für Allgemeinmedizin zu 
begleiten. 

Neben den Seminartagen bietet das 
Programm auch regelmäßige Men-
toringtreffen in festen Gruppen und 
die Teilnahme an Online-Fallkonfe-
renzen. Hierbei können Sie nicht nur 

Ihre medizinischen Kompetenzen 
erweitern, sondern auch wertvolle 
Kontakte knüpfen und sich mit Kol-
leginnen und Kollegen austauschen. 
Denn das Netzwerken ist ein wesent-
licher Bestandteil des Programms 
und wird von den Teilnehmenden 
besonders geschätzt. 

Für Eltern ist zu allen Terminen auch 
eine kostenlose Kinderbetreuung 
am jeweiligen Veranstaltungsort 
möglich.

Die Teilnahmegebühr für das gesam-
te Programm beträgt 210 Euro pro 
Jahr. Das Einführungsseminar ist 
kostenfrei. Für beides können sich 
Interessierte online anmelden: 

Marita Günther

Foto: kvt

Erleichterungen für 
Ärzte aus Drittstaaten

Vorstandsbeschluss ermöglicht befristetes  
Arbeiten in Praxen

 Praktische Übungen in den Workshops	      			          Foto: kvt

www.kvt.de/epa-fortbildung
Fon: 03643 559-230 | Mail: fortbildung@kvt.de
Für weitere Informationen zu unseren Fortbildungen und den 
Teilnahmegebühren besuchen Sie uns auf unserer Website 
oder kontaktieren Sie uns gern telefonisch.

InFos und AnMeldung

save the date save the date save the date

 
ePa: Praxisnahe 
Online-Fortbildung
Die KVT bietet Ihnen in Zusammenarbeit mit Ihrem 
PVS-Hersteller eine praxisnahe kostenfreie Online-Fort-
bildung zur elektronischen Patientenakte (ePA). Lernen 
Sie, wie die ePA in Ihrer täglichen Praxis integriert wird: 
Wie lässt sich der Datenabruf aus der ePA in meinem PVS 
durchführen? Wie steht es um den Datenschutz? Welche 
Vorteile bringt die ePA für meinen Praxisalltag? Stellen Sie 
Ihre Fragen direkt an die Experten! Auch nichtärztliches 
Personal ist zur Teilnahme berechtigt. 

Nutzen Sie diese Chance, um Ihre Praxis optimal auf die 
ePA vorzubereiten!

Anbieter: MEDATIXX
Termine: Mi, 27.11.2024 | 14:00 – 15:00 Uhr | online 
 Fr,  29.11.2024 | 14:00 – 15:00 Uhr | online

Mehr Termine mit weiteren Anbietern folgen. 
 


